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Kulturnationalismus vs. Säkularismus in einer pluralen Gesellschaft.

Toleranzideal und soziale Konflikte im heutigen Indien

Joachim Heidrich

I

Indien erhebt durch seine intellektuellen und politischen Sprecher immer wieder den Anspruch, Toleranz gehöre zu den prägenden Merkmalen seiner Kultur. Toleranz meint im südasiatischen Kontext die Anerkennung der existierenden Multikulturalität, der Multiethnizität, der konfessionellen Vielfalt, von "Anderen" in der Gesellschaft als den "Eigenen" Ebenbürtige. Da sich die Identität der Individuen in den vormodernen Gesellschaften in erster Linie über die religiöse Zugehörigkeit definierte, blieb die religiöse Toleranz lange Zeit das hervor stechende Moment.

Gegenwärtig kontrastiert der Anspruch mit einer Realität, die durch gewaltsame soziale und politische Konflikte gekennzeichnet ist. In den Konflikten spielt die Bindung der Beteiligten an religiöse und soziale (Kasten-) Gemeinschaften eine wesentliche Rolle. In Südasien wird der Missbrauch solcher Loyalitäten sowie von religiösen Symbolen für die Mobilisierung von Gruppen im Ringen um politische Macht oder zum Schüren von Differenzen zwischen ihnen Kommunalismus genannt. Der Begriff beschreibt in Indien ein gesellschaftliches Phänomen, das die hauptsächliche Gegentendenz zum konstitutionell verankerten Prinzip des demokratischen Säkularismus darstellt. Letzterem hatte sich die antikoloniale Nationalbewegung in ihrer Mehrheit verschrieben, es wurde zum Leitbild für die Entwicklung des unabhängigen Staates und wird gegenwärtig von Protagonisten eines exklusiven Hindu-Kulturnationalismus oder politischen Hinduismus scharf angegriffen.

Der Anspruch auf Toleranz als ein Merkmal der Kultur Indiens ist nicht unbegründet.

Tatsächlich gehören zu seiner Jahrtausende alten religiösen und philosophischen Tradition Toleranzprinzipien, die den multikulturellen Gegebenheiten des Subkontinents Rechnung trugen. Sie manifestieren sich in Aussagen wie "alle Religionen sind gleich" (sarva dharma sambandham). Solche in frühen Schriften wie den Upanishaden Jahrhunderte vor unserer Zeitrechnung fixierten Leitsätze werden heute gern von indischen Politikern zitiert, um damit der oft anders aussehenden gesellschaftlichen Wirklichkeit ein Idealbild vom "eigentlichen" Charakter Indiens mit seiner Toleranz gegenüber anderen Anschauungen, Religionen und Kulturen entgegen zu setzen. In die Traditionslinie gehören die ethischen Prinzipien des in Nordindien im  5. Jh. v. u. Z entstandenen Buddhismus und Jainismus. Unbestritten ist die weitgehende Toleranz verschiedener Religionen während eines langen Zeitraums der südasiatischen Geschichte.
 Die kulturell und religiös plurale Gesellschaft Indiens war niemals zerrissen in stabile Großgruppen, die sich auf religiöse Solidarität gründeten oder sich entlang "kommunaler" Grenzen im Landesmaßstab konstituierten. Den Kommunalismus – die gefährlichste Manifestation von pseudo-religiösem Parochialismus und politisch-kommunaler Ausgrenzung im heutigen Indien - gab es nicht im vorkolonialen Zeitraum.
 Südasien erlebte keine die Zivilbevölkerung einbeziehende Konflikte von der Art der sogenannten Religionskriege in Europa.
 Analoges gilt für die Herrschaftsperiode islamischer Dynastien in Indien (vom 13. bis 18./19.Jh.), als ebenfalls unterschiedliche Konfessionen neben einander bestanden und oft sogar Muslime wie Hindus zu den staatstragenden Eliten gehörten. In Südasien gab es faktische religiöse Toleranz ohne eine Staatsreligion selbst unter dem als rigoros geltenden Mogulherrscher Aurangzeb im 17. Jh. Aurangzeb war ein Zeitgenosse Elizabeth I. von England, die während ihrer Regierungszeit den Anglikanismus zur Staatsreligion in dem Land erhob, das zum Pionier der auf der industriellen Revolution fußenden (europäischen) Moderne wurde und nachfolgend Südasien kolonial unterwarf.

Das Toleranzideal lebte in der Kontinuität der indischen Kultur bis in die neueste Zeit fort. Ihm fühlte sich M. K. Gandhi verpflichtet, als er sein Konzept der Gewaltfreiheit im politischen Ringen um die Unabhängigkeit seines Volkes gegen die Kolonialherrschaft begründete und praktizierte. Gleichzeitig sprach sich Gandhi – eine tief religiöse Persönlichkeit – gegen den Missbrauch von konfessionellen Bindungen zu politischen Zwecken sowie für die Trennung von Religion und Politik aus. Sein Entwurf eines "Neuen Bildungssystems" für das freie Indien (Wardha Scheme) sah keine religiöse Unterweisung im Rahmen der allgemeinen Schulbildung vor. Er setzte sich Zeit seines Lebens für das friedliche Nebeneinander der unterschiedlichen Glaubensrichtungen und -gemeinschaften ein und starb schließlich wegen seines Einsatzes für dieses Ziel den Märtyrertod.

II

Die britische Kolonialmacht hielt während ihrer Herrschaft über Indien Distanz zu den religiösen Organisationen und Religionsgemeinschaften und enthielt sich angesichts der komplexen Verhältnisse jeglichen Eingriffs in die religiöse Sphäre, um nicht in innergesellschaftliche Konflikte hinein gezogen zu werden. Das änderte sich in der späten Kolonialperiode. Kolonial-administrative Praktiken, wie die Volkszählungen seit den 1870ern, kanalisierten die Entwicklung von Identitäten. Als Inder galt, wer auf dem Territorium Britisch-Indiens lebte. Die Individuen wurden nach ihrer Religions- und Kastenzugehörigkeit registriert und administrativ entsprechend behandelt. Die Klassifizierung der so konstruierten Gruppen und deren Reihung in einer Rangfolge begünstigte akute Rivalitäten zwischen ihnen sowie die Vorstellung, als wären es jeweils homogene Einheiten.
  Eine Quelle der Vorstellung war das westliche "orientalistische" Bild von Indien, das die Rivalität von Religionen als Charakteristikum hervor hob. Im späten 19. und beginnenden 20. Jh., in einem Klima der Politisierung und des zunehmenden Wettbewerbs (um Arbeitsplätze im öffentlichen Dienst, um Zugang zu Bildungseinrichtungen, um Einfluss in lokalen Vertretungen oder politischen Parteien) formierten sich Kasten-Assoziationen als Interessenvertretungen. Folgerichtig traten soziale Widersprüche und Konflikte hauptsächlich in Gestalt von Kastenkonflikten zu Tage. Zur selben Zeit konstruierten im Kontext des nationalen Erwachens Eliten sowohl der Hindus wie der Muslime ein Bild vom Anderen, das die eigene religiös definierte Gruppe durch Subsumieren der realen Vielfalt und Unterschiedlichkeit unter eine Kategorie gleichsam zur nationalen Gemeinschaft erhob und der anderen gegen über stellte. Das weitgehend künstliche Bild von der eigenen Gemeinschaft wie von der anderen lebte im 20. Jh. fort. Die Institutionalisierung der landesweiten Gemeinschaften erlangte praktische Bedeutung, als mit der Einführung repräsentativer Körperschaften und parlamentarischer Formen, die getrennte Quoten für Religionsgemeinschaften vorsahen, Hindus und Muslime um angemessene Vertretung eigener Interessen rangen und diese Rivalität dann Vorrang auf der politischen Agenda und damit einen "nationalen" Anstrich erhielt. Vor diesem Hintergrund formierte sich in Indien der Kommunalismus als Gegenkraft zur dominierenden Strömung des antiimperialistischen Nationalismus, die einen säkularen Nationalstaat anstrebte. Er war anfangs weniger eine gesellschaftliche Bewegung als vielmehr eine Schöpfung gebildeter Schichten in ihrer Suche nach Ämtern und angemessener Beschäftigung; die "kommunale Frage" war hauptsächlich eine Sache des Interessenschutzes. Dafür bot die Religion ein nützliches Aushängeschild und sie diente als Vehikel zur Mobilisierung von Unterstützung.
 Die Konzepte eines Hindu-Indien wie des Muslim-Nationalismus tendierten gleichermaßen dazu, die antikoloniale Zielsetzung den Belangen kommunaler Rivalität und Auseinandersetzung unter zu ordnen.

Die Kolonialbehörden spielten im Interesse der Machterhaltung die Rivalität zwischen den großen Religionsgemeinschaften aus und die fixierte Konstellation lieferte das Kriterium für die staatliche Teilung des Subkontinents 1947 nach religiösen Gesichtspunkten, als dessen "Entlassung in die Unabhängigkeit" unvermeidlich geworden war. Die Teilung selbst war Anlass zu schrecklichen Pogromen mit Hunderttausenden Toten und einer Fluchtbewegung von schätzungsweise 11 Millionen Menschen. Sie verursachte ein tiefsitzendes Trauma in der Bevölkerung beider Nachfolgestaaten – Indiens wie Pakistans. Das Ereignis ist eine Wurzel der sogenannten Erbfeindschaft zwischen den Nachbarn und bewegt noch nachfolgende Generationen. Es ist u.a. ein immer wieder aufgegriffenes Thema in der Gegenwartsliteratur. 

III

Häufig werden – vor allem in den westlichen Medien – Erscheinungen eines exklusivistischen oder parochialen Nationalismus ebenso wie Manifestationen eines religiösen Fundamentalismus auf überlebte, vormoderne Mentalitäten und die Langlebigkeit primordialer Loyalitäten zurück geführt. Es widerspricht jedoch dem historischen Befund, die Phänomene als vormoderne Denkhaltungen ab zu stempeln oder sie lediglich als Überbleibsel vormoderner Gesellschaften oder Lebensformen in der Moderne zu interpretieren. Einschlägige Vorstellungen und soziale Bewegungen sind vielmehr selbst ein Produkt der Moderne als Faktor der Kanalisierung moderner und zeitgenössischer Vorgänge im gesamtgesellschaftlichen Maßstab. Der moderne Kommunalismus unterscheidet sich qualitativ von den üblichen Spannungen und Konflikten in der Geschichte plural strukturierter Gesellschaften. Während inter-kommunale Auseinandersetzungen früher in der Regel lokale Angelegenheiten blieben und kaum transregionales Ausmaß erreichten, operiert der  Kommunalismus im nationalen Rahmen; er betrifft die gesamte Gesellschaft – und untergräbt deren inneren Zusammenhalt.

Historisch ist der Kommunalismus dem Nationalismus zeitgleich; beide sind Produkte der Moderne und der Kolonialperiode. Es ist eine andere Sache, dass jene Kräfte, die heute solche Vorstellungen propagieren und sie für ihre politischen Zwecke instrumentalisieren, ausgiebig auf traditionelle Symbole und religiöse Praktiken zurück greifen, um sich eine Basis in der Gesellschaft zu sichern. Nach diesem Muster verfahren die Protagonisten eines Mehrheits-Kommunalismus in Indien, die Propagandisten der Hindutva- (Hindutum) Ideologie oder der Idee eines Hindu-Indien (Hindu rashtra), wenn sie den Kult um Gott Rama (Ram bhakti), eine von den meisten Hindus verehrte Gottheit, zur Symbolfigur ihrer Strategie und politischen Praxis machen.

IV

In ehemals kolonialen Ländern waren am antikolonialen Kampf unterschiedliche soziale Kräfte beteiligt. Sie verfolgten – neben den gemeinsamen oder "nationalen" Interessen – auch ihre eigenen. Unter diesen Umständen kamen konkurrierende Vorstellungen von Nationalismus auf und beeinflussten die Strategie der politisch Handelnden. Ein kritischer Punkt in der Evolution des Nationalismus wurde erreicht, als sich die Nationalisten veranlasst sahen, über den rein antikolonialen Kampf hinaus zu denken und zu bestimmen, wie die von ihnen erstrebte Nation aussehen sollte. Mit anderen Worten: dies war der Punkt, an dem antikoloniales Bewusstsein in nationales Bewusstsein im eigentlichen Sinn übergehen musste und der Charakter der künftigen Gesellschaft konkret zu identifizieren war. Der Schritt erfolgte, als "man sich auf eine bestimmte Identität der Nation fest legte und diese Identität durch breite Unterstützung seitens der Bevölkerung sanktioniert wurde."
 In Indien stellte sich die Frage bereits im späten 19. Jh. Angesichts der strukturellen Vielfalt des Subkontinents "musste sich ein indischer Nationalismus, der sich durch eine antikoloniale Grundhaltung auszeichnete, eine eigene territoriale Basis suchen und bestrebt sein, sämtliche Bewohner des Territoriums von Britisch Indien zu einen, ungeachtet ihrer religiösen oder anderen Unterschiede."
 Der Grundkonflikt kristallisierte sich in dem Antagonismus nationale versus koloniale Interessen. Ein daraus abgeleitetes Konzept war das eines „inklusiven Nationalismus“, d.h. eines Nationalismus, der sich wesentlich auf die bürgerlichen Werte eines demokratischen Säkularismus berief und -          wenngleich in vager Form – die Gesamtheit der Bevölkerung im Auge hatte und in einem territorial zu definierenden nationalen Gemeinwesen zu integrieren beabsichtigte.

Die zunehmenden nationalistischen Bestrebungen nötigten sowohl zur Konstruktion eines indischen Nationalismus wie zur Herstellung der politischen Einheit der in mannigfache Denominationen segmentierten Hindus, die die Bevölkerungsmehrheit stellten. Das Aufkommen eines Hindu-Nationalismus wiederum forderte unter den gegebenen Verhältnissen die Konstruktion des Gegenstücks, eines Muslim-Nationalismus, heraus. Es erhob sich die Frage, ob und wie zwischen dem indischen Nationalismus und den Vorstellungen von einem Hindu-Indien zu unterscheiden war. Diese Unterscheidung war umso schwieriger, als im Alltag Hindus und Muslime nicht streng getrennte Lebensbereiche besetzten, vielmehr in dieselbe Gesellschaft integriert waren, als deren Komponenten interagierten, während die Angehörigen der religiösen Gemeinschaften oft gleiche oder ähnliche Ansichten vertraten, denselben Symbolen folgten und wechselseitig an Zeremonien und Festen teilnahmen.
 

V

Historische Unterschiede zwischen den Industrie- und Entwicklungsländern bedingten die unterschiedliche Rolle des Phänomens Nationalismus. Er war ursprünglich – zumindest im Kontext der modernen europäischen Geschichte – ein liberales und sozial progressives politisches Projekt mit dem Anspruch, selbständige Nationalstaaten zu errichten, und ihn zeichnete ein definitiv emanzipatorisches Element aus. Denn die Bildung der Nationalstaaten geschah im Zusammenhang mit dem Aufkommen der bürgerlichen Gesellschaft samt den begleitenden sozialen Transformationen.
 Nachdem er mit Hilfe der Staatsmacht die Industrialisierung und Modernisierung auf den Weg gebracht hatte, verlor der Nationalismus seine ursprünglichen radikalen Züge, jene Merkmale, die ihn zum Bestandteil demokratischer, emanzipatorischer Bewegungen gemacht hatten. Im Zeitalter des Imperialismus trat eine chauvinistische, aggressive Tendenz hervor, die den Nationalismus auf die nationale Mobilisierung für den Wettbewerb um einen vorderen Platz in der Auseinandersetzung mit anderen, rivalisierenden Nationen orientierte. Dieser chauvinistische Nationalismus wurde Zielscheibe harscher Kritik seitens indischer Nationalisten, als sie im frühen 20. Jh. nach einem Weg zur Modernisierung und Erneuerung ihres Landes suchten. Einerseits galten ihnen Wirtschaftformen und politische Institutionen der entwickelten Länder aus deren liberaler Phase als Vorbild, andererseits sollte die zu Krisen und Krieg führende Entwicklung und die imperialistische Pervertierung der bürgerlichen Ideale bei der nachholenden Modernisierung unbedingt vermieden werden. Unterschiedliche Alternativen wurden in dem Zusammenhang formuliert. Eine wichtige Rolle spielten essenzialistische Vorstellungen von Okzident und Orient – ersterer angeblich vorwiegend materialistisch oder hedonistisch geprägt, letzterer im Charakter eher geistig-spirituell ausgerichtet.  Das Konzept fand die Unterstützung eines Teils der indischen intellektuellen Elite. Ihr Motiv war es, aus der Sicht des Unterlegenen zumindest die spirituelle Überlegenheit ihres Landes gegenüber der Kolonialmacht und dem Westen zu beweisen. In diesem Rahmen bewegten sich unterschiedliche Entwürfe für Indiens Zukunft, die eine begrenzte Kapitalismuskritik enthielten. Es gab jedoch auch Vorstellungen, die jene Dichotomie überschritten und gleichsam globale Dimensionen zu Grunde legten. Solcherart waren die Konzepte von M. K. Gandhi und Rabindranath Tagore. M K. Gandhi sah in der "Maschinenzivilisation" die Ursache allen gesellschaftlichen Übels; sie reiße den Menschen aus seinen natürlichen Bindungen, unterwerfe ihn der Maschine und de-humanisiere ihn. Diese Zivilisation werde letztlich auch westliche Gesellschaften einschließlich der britischen zerstören. Der Dichter-Philosoph Rabindranath Tagore setzte den Verfallserscheinungen der westlichen Kultur wie dem aggressiven Nationalismus der europäischen Mächte und Japans sein Ideal eines universalen Humanismus und einer Synthese von Ost und West entgegen. Sein Humanismusbild beruhte auf einem unerschütterlichen, jedoch nicht-exklusiven (oder auf eine bestimmte Gemeinschaft beschränkten) Patriotismus. Es bleibt zu ergänzen, dass in dieser historischen Situation, als sich im "Abendland" Untergangsstimmung breit machte und im kolonialen "Orient" ein Aufbruchsgefühl Platz griff, viele indische Nationalisten in der russischen Revolution zwar nicht ein Modell, aber ein anspornendes Beispiel und einen Beweis für die Möglichkeit radikaler gesellschaftlicher Umgestaltungen sahen.

Die historischen Umstände, in denen die Problematik "im Süden" entstand, waren das Ergebnis zweier unterschiedlicher Prozesse oder Wege der Modernisierung. Die metropolitanen und die kolonialen Länder erfuhren die Entwicklung, die zur Moderne führte, jeweils unterschiedlich; und diese Entwicklung brachte für beide Seiten auch unterschiedliche Resultate.
 Denn die zwei Ströme mündeten nicht in einer gemeinsamen modernen Zivilisation. Entgegen den Erwartungen einiger Intellektuellen in ehemals kolonialen Ländern führte der Weg der Modernisierung, den etliche nationale Befreiungsbewegungen - darunter die Hauptströmung der indischen - begrüßten, nicht zu einer Neuauflage der Aufklärung und zu einer bürgerlichen Transformation nach dem Muster europäischer Gesellschaften. Zudem errichtete die Kolonialmacht ernsthafte Hindernisse, in dem sie sich politisch auf einheimische konservative Kreise stützte und zunehmend mit Hilfe wohl durchdachter Reformen die Kräfte der nationalen Emanzipation schwächte und ihre koloniale Dominanz absicherte. Viele der wirklichen Veränderungen geschahen spontan und resultierten aus dem eindringenden Kapitalismus, z.B. technische Neuerungen wie die Einführung des Buchdrucks, oder das Auslösen von Mobilität unter der Bevölkerung, sowohl einer territorialen wie professionellen Mobilität als auch der Mobilität von Gruppen innerhalb der Hierarchie des Kastensystems. Eine andere Art von Veränderungen verursachte der Kolonialismus durch die Einführung neuer Kommunikations- und Transportmittel, eines Justizsystems nach britischem Muster, sowie von modernen Verwaltungsinstitutionen und -methoden, wofür die Gewährleistung eines Minimums an "moderner" oder "westlicher" Bildung notwendig wurde. Die Modernisierung unter dem Kolonialismus führte jedoch nicht zur grundlegenden Umgestaltung der sozialen Verhältnisse. Weder befreite sie das Individuum aus seinen traditionellen Bindungen, noch verlieh sie den kolonialen Subjekten Bürgerrechte – selbst nicht nach der partiellen Einführung des westlichen (hier konkret: des Westminster-) Modells eines auf Wahlen beruhenden parlamentarisch-politischen Systems. Die koloniale Modernisierung unter der Fremdherrschaft trug im Gegenteil dazu bei, traditionelle Bindungen zu stabilisieren.

VI

Die Verfassung der "souveränen, demokratischen" Republik Indien von 1950 basiert auf dem Konzept des säkularen Nationalismus. Es verkörperte den ideologisch-politischen Gegenpol zum Kolonialismus. Es trug zugleich der polyethnischen, multireligiösen und mehrsprachigen gesellschaftlichen Realität Rechnung und implizierte als politische Strategie das Ziel, alle gesellschaftlichen Komponenten in einer territorial begründeten Nation zu integrieren oder als Staatsvolk zu konstituieren. Aus kolonialen Subjekten sollten gleichberechtigte Staatsbürger werden. Umfassende Demokratisierung hieß die Aufgabe. Das allgemeine und gleiche Wahlrecht galt als ein Vehikel. Der eingeleitete Prozess bewegte sich um ein "revolutionäres Prinzip, das der Gleichheit der Individuen."
 Das Prinzip war revolutionär angesichts der überkommenen, aus der vorkolonialen Periode stammenden hierarchischen Gesellschaftsstruktur mit der Einbindung des Einzelnen in traditionelle Gemeinwesen und die mehrfachen Unterordnungs- und Ausbeutungsformen, realisiert über Klassen-, Kasten- und Geschlechterdiskriminierung. Diese Grundordnung funktionierte ungebrochen unter den kolonialen Verhältnissen, trotz der seit dem 19. Jh. wirksamen indigenen Reformbestrebungen sowie von Emanzipationsbewegungen unterer Schichten und Gruppen. Sie wurde durch neue Antagonismen, die aus der politischen Unterwerfung des Landes wie aus den implantierten kapitalistischen Verhältnissen und deren Ausbreitung resultierten, in ihrer Widersprüchlichkeit verschärft. Für den erstrebten neuen Weg des selbständigen Indien waren folglich elementare Voraussetzungen zu schaffen. Darauf richteten sich die grundlegenden Staatsziele des neuen Indien; sie galten der Beseitigung jeglicher Formen der sozialen Diskriminierung und sollten die individuelle Selbstverwirklichung ermöglichen durch umfassende Entwicklung nach dem Grundsatz der sozialen Gerechtigkeit. 

Die Orientierung fußte zugleich auf Elementen nichtindischen Ursprungs, vor allem auf dem Beispiel der französischen Revolution. Eine zentrale Idee ist das Prinzip der Volkssouveränität. Die Verfassung der Republik Indien enthält keinen Gottesbezug; die Präambel beginnt mit der Feststellung: "Wir, das Volk Indiens...", geben uns diese Verfassung. Nicht zufällig beriefen sich die Gründerväter der indischen Verfassung (Nehru, Ambedkar) wiederholt auf die Französische Revolution von 1789. Zudem wurde die Institution der Kaste gesetzlich abgeschafft und jegliche Form der Diskriminierung auf Grund von Geschlecht, Konfession, Sprache und Rasse verboten. Die Definition Indiens in der Verfassung als "souveräne, demokratische Republik" wurde später (1976) ergänzt durch die Attribute "säkular" und "sozialistisch" - in der Absicht, vor dem Hintergrund zunehmender religiös verbrämter politischer Konflikte und der wachsenden sozialen Polarisierung die Machtpositionen der inzwischen herrschenden Kräfte zu sichern und deren Politik durch Rückgriff auf ursprüngliche Ideale zu legitimieren. 

Das Prinzip Säkularismus bedeutet im indischen Kontext vor allem die Trennung von Religion und Staat sowie Neutralität des Staats gegenüber den Religionen und Religionsgemeinschaften. Konsequenter Weise untersagt Artikel 38 dem Staat ausdrücklich, Bildungseinrichtungen zu subsidieren, die religiöse Unterweisung erteilen. All das mag erstaunlich erscheinen angesichts des verbreiteten Vorurteils, dass weit stärker als in Europa Religion oder Religiosität nicht nur das Leben des Einzelnen, sondern ebenso alle Bereiche der Gesellschaft bestimmen. Der in der Verfassung verankerte säkulare Nationalismus postuliert die Gleichbehandlung aller Religionen wie der Angehörigen der verschiedenen Religionsgemeinschaften, die Nichteinmischung des Staats in religiöse Angelegenheiten sowie umgekehrt deren Distanz von der politischen Sphäre; das bedeutete, wie Nehru es ausdrückte, "Freiheit der Religion und des Gewissens, einschließlich der Freiheit für jene, die sich zu keiner Religion bekennen."
 Der Säkularismus als eine staatsoffizielle Doktrin der Toleranz wurde mit dem Prinzip der Souveränität verkoppelt. Das erlegte dem Staat eine hohe Verpflichtung auf, da ihm im postkolonialen Kontext die Rolle des mächtigsten modernisierenden Akteurs zufiel.

VII

Die tatsächliche Bewegung der Gesellschaft im unabhängigen Indien nahm eine andere als die ursprünglich vorgezeichnete Richtung. Eine Folge ist die am Beginn des 21. Jh. zu beobachtende Tendenz zum Aushöhlen der bestehenden demokratischen Strukturen und zur Veränderung des Charakters der Republik. Kritiker sprechen unter Verweis auf die Funktion des Kommunalismus seit langem vom Vordringen faschistoider Strukturen oder von der Gefahr eines Faschismus indischer Prägung. Anlass geben die massive Propagierung pseudo-nationalistischer Symbole und Losungen, mit deren Hilfe Hass gegenüber Minderheiten geschürt und deren gesellschaftliche Diskriminierung betrieben wird, sowie sich häufende gewaltsame Übergriffe, die von Staatsorganen geduldet oder sogar gestützt werden. Die Tendenz wird begünstigt durch Folgen der Globalisierung, die neben verheerenden ökonomisch-sozialen Konsequenzen für breite Schichten in den Augen der Bevölkerungsmehrheit eine Bedrohung schafft wegen ihrer zersetzenden Wirkung auf herkömmliche soziale Bindungen und wegen des Überfremdens der einheimischen Kultur (Schlagworte sind McDonaldisierung oder Coca Cola-Kultur). Dagegen formiert sich eine Verweigerungshaltung unter Teilen der Bevölkerung bis hin zu einer latenten anti-imperialistischen Stimmung, während gleichzeitig bislang weitgehend passive, vor allem untere Schichten, verstärkt ins politische Geschehen eingreifen und ihre Forderungen selbst artikulieren. Doch dieses neue Potenzial ist ambivalent; es bildet auch einen Nährboden und soziales Reservoir für konservative Kräfte und einen aggressiven Nationalismus. In dem Milieu gedeiht vor allem politischer Rechtspopulismus. Dessen Parallele ist ein künstlich entfachter Chauvinismus, der sich sowohl in der Forderung nach nuklearer Aufrüstung Indiens und in der einseitigen Fokussierung auf militärische Aspekte der Sicherheit des Landes ebenso äußert wie in mangelnder Dialogbereitschaft auf offizieller Ebene im Verhältnis zu Nachbarstaaten. 

Die Erscheinungen ähneln in mancher Hinsicht den aktuellen Vorgängen in anderen Regionen und Erscheinungsformen des Fundamentalismus. Indessen handelt sich um eine eigenartige Situation, da in Indien sozialer Konservatismus sehr wohl mit einer staatlich forcierten kapitalistischen Entwicklung und technologischen Modernisierung sowie mit einer kompromissbereiten Haltung gegenüber dem transnationalen Kapitalismus konform geht. Eine anti-modernistische Haltung ist hier nicht prägendes Element der ansonsten durchaus inhomogenen Strömung. 

Als ein Ergebnis der ablaufenden Prozesse lässt sich heute feststellen:

Religion und Kaste haben sich im Rahmen des parlamentarischen Mehrparteiensystems als politischer Mobilisierungsfaktor (erneut) fest etabliert.
 Zugleich entstand eine neuartige politische und ideologische Konstellation. Seit dem letzten Viertel des 20. Jh. und massiv seit dem Ende der Systemkonfrontation in den neunziger Jahren, zeitgleich mit der Einführung einer neoliberalen Wirtschaftspolitik in Indien, wird das Konzept des säkularen Nationalismus zunehmend angefochten und zusammen mit dem pejorativ gemeinten Begriff Nehru-Sozialismus als für Indien unbrauchbar hingestellt. Angriffe erfolgen sowohl von außen, von Protagonisten des Neoliberalismus, wie von Kräften innerhalb Indiens; letztere repräsentieren die politische Rechte und widersetzen sich entschieden progressiven sozialen Umgestaltungen. Die Ursachen für den Einflussgewinn jener Kräfte in Gesellschaft und Politik liegen indessen nicht im Versagen der von ihnen verworfenen Konzepte. Sie wurzeln vielmehr im Versagen des Staats, die Erwartungen zu erfüllen, die er beim Eintritt des Landes in die Unabhängigkeit mit dem Projekt einer säkularen Transformation und Modernisierung unter der Bevölkerung geweckt hatte. Gerade aus diesem Projekt bezog der nationale Staat seine Legitimation; darauf sollte das System der säkularen Demokratie basieren, dem sich die Führung der nationalen Bewegung in ihrer Mehrheit verschrieben hatte. Stattdessen errangen die ökonomisch und sozial herrschenden Klassen auch die Hegemonie im Staat und drängten dessen Entwicklungsstrategie in eine Richtung zu ihren Gunsten, während grundlegende gesellschaftliche Reformen auf der Strecke blieben. Vor dem Hintergrund gewannen kommunalistische und konservative Kräfte, die sich bereits als rivalisierende Strömungen im Rahmen der antikolonialen Nationalbewegung formiert hatten, politisch an Boden.

VIII

Das gesamte positive Erbe des säkularen Nationalismus wird seit den achtziger Jahren des 20. Jh. auf ideologischer wie politischer Ebene durch das Konzept eines hinduistisch geprägten kulturellen Nationalismus, eines Hindu-Nationalismus, bedrängt. Dieser Mehrheits-Nationalismus (die Hindus stellen mehr als 80% der Bevölkerung) bildet die Plattform für eine die Minderheiten diskriminierende politische Haltung. Sie beeinflusst zunehmend die Staatspolitik, seitdem Ende der 90er Jahre die politischen Repräsentanten des Hindu-Nationalismus die Regierungsgeschäfte in die Hand nahmen und sie in Gestalt der Indischen Volkspartei (Bharatiya Janata Party – BJP) die wichtigste Komponente der indischen Zentralregierung sowie die regierungstragende Partei in mehreren Bundesstaaten stellen. Hinter dieser Partei stehen Hindu-chauvinistische Vereinigungen als ideologisches Rückgrat (Rashtriya Swayam Sevak Sangh = Nationaler Freiwilligenverband, gegr. 1925, Vishva Hindu Parishad = Hindu-Weltrat, gegr. 1964), und um sie scharen sich "Frontorganisationen." Die Rede ist deshalb von einer "Familie der Organisationen" (Sangh parivar), die in unterschiedlichen gesellschaftlichen Bereichen und Ebenen der Zivilgesellschaft tätig sind. Ihr Endziel ist die Verwandlung des Landes in ein Hindu-Indien (Hindu rashtra) durch Erringen der politischen Macht und durch Assimilieren oder Verdrängen der nicht-hinduistischen Minderheiten.

Die in Indien zu beobachtenden Prozesse ähneln - bei aller Spezifik - einerseits jenen, die (seit den 70er Jahren des 20. Jh.) verbreitet in Entwicklungsländern auftreten, d. h. nach dem Scheitern des Kurses auf autonome Entwicklung und Modernisierung; sie erinnern andererseits an Vorgänge in "westlichen" oder Industrieländern vor dem Hintergrund des globalisierenden Kapitalismus. Es handelt sich um die Tendenz zur Politisierung von Religion und zum politischen Missbrauch religiöser Loyalitäten sowie zur Ethnisierung oder Kulturalisierung des Nationalismus, verbunden mit dem Vordringen eines Klimas der Intoleranz. Die Tendenz äußert sich in inter-kommunalen oder inter-ethnischen Konflikten, gepaart mit einem exklusiven Mehrheits-Nationalismus, der postuliert, dass die Mehrheit zugleich die Nation repräsentiert. Es verbreitet sich eine politisch instrumentalisierbare Atmosphäre der Intoleranz in der Gesellschaft, die sich gegen "Andere", in erster Linie Minderheiten (religiöse wie ethnische) richtet und in einer Politik der "ethnischen Säuberung" kulminieren kann. 

IX

Die Grundsätze des gegenwärtigen politischen Hinduismus formulierte V.D. Savarkar 1923 in seiner Schrift "Hindutva/Who is a Hindu?"
 Sein Ausgangspunkt war der Begriff Vaterland (pitribhumi), den er mit "heiligem Land" (punyabhumi) gleichsetzte, indem er letzteres als Wiege seiner Religion definierte. Danach konnten lediglich Hindus wahre indische Patrioten sein, aber nicht indische Muslime oder Christen, deren heiliges Land in Arabien oder Palästina liegt. Die Spitze der Argumentation richtete sich eindeutig gegen die genannten Gemeinschaften und nicht gegen die britischen Kolonialherren, die Indien weder als Vaterland noch als ihr heiliges Land jemals beanspruchten. In Savarkar's Logik wurde Indiens Authentizität, Geschichte und Kultur durch hinduistischen religiösen Sinngehalt und die hinduistische Gemeinschaft geprägt. Anhänger dieser Strömung sympathisierten offen mit dem Faschismus in Europa. Ende der dreißiger Jahre schrieb der Führer der militanten Hindu-Organisation RSS (Rashtriya Swayam Seva Sangh), M. S. Gowalkar
,die Argumentation fort und verdammte öffentlich die von ihm so charakterisierten "reaktionären ... Theorien des territorialen Nationalismus… die…uns des wirklichen und positiven Inhalts unseres wahren nationalen Hindu-Gemeinschaft (nationhood) beraubten und unsere Freiheitsbewegungen zu virtuellen antibritischen Bewegungen gemacht haben." Derselbe Golwalkar pries das Vorgehen der Nazis gegen die "semitischen Rassen", gegen die Juden, als "höchsten Ausdruck von Nationalstolz" und sah darin ein gutes Beispiel, von dem "wir in Hindustan lernen und Nutzen ziehen können." Er betrachtete Indien als ein Land der Arier (arya bhumi). Für ihn war sowohl der westliche Parlamentarismus und Liberalismus ebenso "Gift" wie die Idee der Gleichheit, die er mit dem Kommunismus identifizierte. Dagegen galt ihm das hierarchische Kastensystem mit seiner inhärenten Ungleichheit als eine Garantie einer stabilen und wohl geordneten hinduistischen Gesellschaft.

Auf diesem theoretischen Fundament beruht die gegenwärtige aggressive Hindutva-Ideologie, auf die sich die agierenden hindu-nationalistischen Organisationen (Sangh parivar) berufen, wenn sie sich als alleinige authentische Vertreter des Hinduismus und Verkörperung des wahren Indien darstellen. Ihr politisches Ziel ist die Verwandlung der säkularen indischen Nation in ein Hindu-Indien, basierend auf einer wieder hergestellten mythischen Hindu-Zivilisation, die über Jahrhunderte angeblich von fremden Eindringlingen – den Muslimen, den Briten, und schließlich in jüngster Zeit durch den Westen allgemein – entstellt und verdorben wurde. Nicht zufällig nehmen Forderungen und praktische Schritte zum Umschreiben der indischen Geschichte einen großen Raum in der ideologischen Kampagne der Hindu-Nationalisten ein, um die Gleichsetzung von Indien und "Hindutum" oder der "Hindu-Gemeinschaft" zu begründen. Die Strömung erfuhr rezent gerade in einer Phase radikaler gesellschaftlicher Veränderungen in Indien starken Auftrieb. 

Wir haben es auf den ersten Blick mit einer Art Fundamentalismus hinduistischer Prägung zu tun, der jedoch nicht zwingend mit einem "Anti-Modernismus" oder einer "Anti-West"-Haltung einher geht. Deshalb und weil der Hinduismus keine Offenbarungsreligion ist, weder einen Stifter noch einen allgemein verbindlichen Kodex wie Bibel oder Koran kennt, erscheint der mit anderen Inhalten befrachtete Begriff Fundamentalismus für indische Verhältnisse nicht adäquat. 

Die heutigen Ideologen des Hindu-Nationalismus erstreben analog zu ihrem Bekenntnis zum demokratischen politischen System bislang auch keine geistige "Revolution" im Sinne der Eliminierung geläufiger Grundsätze, sondern wollen vielmehr durch Umwerten gängiger Konzepte in die Gesellschaft hinein wirken. So soll "wahrer" Säkularismus durch das Aufgehen aller Bevölkerungskomponenten in einer hinduistisch geprägten Nation erreicht werden, "wahre" Demokratie dann verwirklicht sein, wenn alle Komponenten derselben Ordnung unterliegen und beispielsweise Sonderrechte für Muslime in der Zivilgesetzgebung aufgehoben sind. Selbst das Konzept Sozialismus wurde nicht rundweg verworfen, dafür mit einem – wenngleich nur vage umschriebenen – Begriff eines "Gandhi-Sozialismus" unterlegt. 

Es ist unbestreitbar: Die erstrebte Ordnung ließe für Toleranz in der komplex strukturierten  Gesellschaft Indiens keinen Raum. Angesichts dieser Gefahr und gewaltsamer inter-kommunaler Auseinandersetzungen in jüngster Vergangenheit verteidigen säkulare und demokratische Kräfte im heutigen Indien das demokratisch-säkulare Erbe der Nationalbewegung als Fundament für den Entwurf von Zukunftsvorstellungen für das Land. Sie setzen sich für das Wiederbeleben positiver traditioneller Werte einschließlich des Toleranzideals ein, um ein friedliches, kooperatives Zusammenleben aller Bevölkerungskomponenten und Gemeinschaften in einer pluralen Gesellschaft zu ermöglichen. 
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